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Amts⸗Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
N 0. 26. Marienwerder, den 25. Juni 1890. 


Die Nummer 18 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält § 2. Dieſelbe Beſtimmung gilt für die Räder 
unter der Göpelwerke, die dazu gehörigen rotirenden Treib⸗ 

Nr. 1902 das Geſetz, betreffend die Ecgänzung ftangen (Leitungs wellen) ſowie für alle Uebertragungen 
des § 14 der Gebührenordnung für Zeugen und Sad: und Kuppelungen, durch welche die Göpelwerke mit land⸗ 


verſtändige. Vom 11. Juni 1890. wirthſchaftlichen Maſchinen in Verbindung gelegt find. 
A 2 31. 
* Die Nummer 24 der Geſetz⸗ Sammlung enthäl: 5 8 3. Die Vorſchriften des 8 1 finden feine 
nwendung: 


Nr. 9392 das Geſetz, betreffend die Errichtung i 
eines Amtsgerichts in der Stadt Velbert. Vom 2. Jun! 45 eden a welche durch Dampfkraft 
1890; und unter b. auf die Schwungräder der Häckſelmaſchinen, 


Nr. 9393 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 0 8 Fr =. a 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil 4. auf Maſchmen, die ihre Arbeit im Fahren verrichten, 
0 


der Bezirke der Amtsgerichte Wegberg, Rheinbach, Kleve, 5 AR: 9 e Vorſchrift des $ 120 Abf. 3 
Goch, Kanten, Meiſenheim, Simmern, Stromberg, Bense der Reichsgewerbe⸗Ordnung unterliegenden Ma⸗ 
erg Köln, Mülheim am Ahein, München⸗Gladbach, ſchinen zum Betriebe von Molkereien, Spititus- 
Von gen, N St. Wendel und Saarbrücken. brennereien, Stärkefabriken und Ziegeleien ſowie 
. 25 der Geſetz Sammlun thäl! Wind⸗ und Waſſermühlen. 

ie Nummer 25 der Geſez⸗ 9 Dagegen gilt § 2 dieſer Verordnung auch für 
die Göpelwerke, welche zum Betriebe der vorſtehend unter 
digkeit der Verwaltungsgerichte und den Inſtanzen zug b und e aufgeführten Maſchinen, ausſchließlich der Wind⸗ 


5 IR ü 2 
für Streitigkeiten, welche nach reichsgeſetzlicher Vorschrift und Maſſermüglen, verwendet werden 


5 § 4. Wenn bei Dreſchmaſchinen um das Ein 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu enticheiden find. Vom fütterungsloch für das Getreide ſich tiſchartig erhöhte 


\ 
28. Mai 1890. Pretterflächen befinden, auf welchen ſich Menſchen zum 
Verordnungen and Berauntmachungen Herbeiſchaffen der Garben zu bewegen haben, jo iſt das 


Unter f 
Nr. 9394 die Verordnung, betreffend die Zuſtän⸗ 


der Provinzial⸗Behörden ze. Einfütterungsloch mit einer mindeſtens 15 em hohen 
Leiſte oder mit einer Brelterwand von mindeſtens der⸗ 

1) Polizei⸗Verordnung, ſelben Höhe zu umgeben. 
betreffend den Betrieb landwirthſchaftlicher Maſchinen Dieſe Vorſchrift gilt für alle Dreſchmaſchinen, die 
innerhalb der Provinz Weſtpreußen. durch thieriſche oder elementare Kräfte bewegt werden, 


Be.“ fie findet jedoch keine Anwendung auf Maſchinen mit 
Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die all- ſelöſtthätiger Einlegevorrichtung. 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 in Ferner kann auch bei anderen Maſchinen, die in 
Verbindung mit den 88 6, 12 und 15 des Geſetzes Abſatz 1 dieſes § geforderte Vorrichtung auf der Seite 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird nach dem Standplatz des Garben⸗Einlegers hin fortbleiben, 
hierdurch unter Zuſtimmung des Provinzialraths für den wenn dieſer Standplatz ſich in einem mindeſtens 25 cm 
mfang der Provinz Weſtpreußen verordnet was folgt: tiefen Bretterkaſten befindet. 


> 8 5. Bei Häckſelmaſchinen ift die zum Einſchieben 
Thiere 15 r ee e des Strohes dienende Rinne mit einer feſten Breiter: 


1 5 verkleidung ſo welt zu verſehen, daß man mit dem aus⸗ 
en I Ki a ee aden geſtreclen Arm unter dieſer Verkleidung nicht bis an das 
und Wellen, welche weniger als 2 m dom Fo ent: Schneidewerk der Maſchine heranreichen kann. 
fernt ſind, derartig abgeſperrt oder bedeckt ſein, daß die § 6. Alle Arbeiter, welche durch ihre Beſchäftigung 
Bedienungsmannſchaften und andere Perſonen bei ge⸗ in die unmittelbare Nähe gehender Maſchinentheile (§ 1 
wöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht von den gehenden und 2) geführt werden, müſſen während der Arbeit 
Werken ergriffen werden können. eine an den Körper eng anſchließende Kleidung tragen. 


Ausgegeben in Marienwerder am 26. Juni 1890. 
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Dies gilt auch für die weiblichen Arbeiter, ſoweit es 
thunlich iſt; jedenfalls müſſen deren weile Kleider, ins⸗ 
beſondere an den unteren Theilen durch Bänder zu⸗ 
ſammengehalten werden. 

§ 7. Solange die treibende Kraft in Thätigkeit 
iſt, dürfen die gehenden Theile einer landwirthſchaftlichen 
Maſchine irgend welcher Art nur von der mit der Leitung 
der Maſchine betrauten Perſon zum Zweck des Schmierens 
und des Befühlens berührt werden. ($ 8.) 

Daſſelbe gilt hinſichtlich der Göpelwerke. 

8. Die landwirthſchaftlichen Maſchinen, 

einſchließlich der Göpelwerke und die dazu gehörigen 
Motoren find, folange die letzteren auf die eriteren wirken, 
unter Aufſicht zu ſtellen. Mit dieſer Aufſicht dürfen 
nur erfahrene und zuverläſſige Perſonen betraut werden. 

Perſonen unter 16 Jahren iſt die Aufſicht über 
den Betrieb der Maſchine, ſowie die Führung der elemen⸗ 
taren treibenden Kraft nicht anzuvertrauen. 

§ 9. Die Fürſorge für die Beobachtung der 
obigen Beſtimmungen wird verlangt: 

a. von dem erſten Leiter des landwirthſchaftlichen 
Betriebes eventl. von deſſen Stellvertreter hin⸗ 
ſichtlich der Einrichtung der Maſchinen, hinſichtlich 
des Vorhandenſeins der erforderlichen Schutzvor⸗ 
richtungen und hinſichtlich der Befolgung des § 8, 

b. im Uebrigen von dem Aufſeher. 

Iſt ein Aufſeher nicht beſtellt, ſo tritt überall 
die Verantwortlichkeit des Betriebsleiters eventl. des 
Stellvertreters ein. 


$ 10. Die Inhaber der Maſchinen ſind verpflichtet, 3) 


Reviſionen der Maſchinen und ihres Betriebes durch die 
ſtaatlichen Aufſichtsorgane jederzeit zu geſtatten. 


4. die Pollzei⸗Verordnung für den Kreis Graudenz 
über den Betrieb landwirthſchaftlicher Maſchinen 
vom 15. Mai 1886, 

.Die auf Benutzung von Göpelwerken bezügliche 
Polizei⸗Verordnung für den Kreis Löbau vom 
18. Februar 1888, inſoweit ſich dieſelbe auf die 
zum Betriebe landwirthſchaftlicher Maſchinen die⸗ 
nenden Göpelwerke bezieht, 

„die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Dt. Krone, 
betreffend die Sicherheitsvorrichtungen bei den durch 
Roßwerk bezw. Dampf⸗ und Waſſerkraft betriebenen 
landwirthſchaftlichen Maſchinen vom 9. Febr. 1889, 

owie alle ſonſtigen für den Umfang der Provinz oder 

Theile derſelben erlaſſenen Polizei⸗Verordnungen, welche 

mit dem Inhalt dieſer Verordnung im Widerſpruch 

ſtehen, zur Aufhebung. 
Danzig, den 22. Mai 1890. 
Der Oberpräſident. von Leipziger. 

2) Dem Niederſchleſiſchen Windmühlen⸗Verſicherungs⸗ 

Verein, welcher ſeinen Sitz und Gerichtsſtand in Glogau 

hat, iſt Seitens des Herrn Miniſters des Innern durch 

Verfügung vom 4. März 1890 die Erlaubniß ertheilt 

worden, in der Provinz Weſtpreußen ſeine Wirkſamkeit 

und ſeinen Geſchäftskreis auf den Regierungsbezirk 

Marienwerder und auf den dem Regierungs⸗Bezirk 

Danzig angehörigen Kreis Dirſchau auszudehnen. 

Danzig, den 4. Juni 1890. 

Der Ober⸗Präſident. 4 
In Vertretung: von Build. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gutsverwalters Vicenz zu Birkenau zum Stellvertreter 


§ 11. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Birkenau, 
werden mit Geldſtrafe bis 30 Mark belegt, an deren Kreiſes Thorn, an Stelle des verſtorbenen Beſitzers 
Stelle im Unvermögensfalle eine entſprechende Haft⸗ Krüger in Mlynitz zur öffentlichen Kenntniß. 


ſtrafe tritt. 

§ 12. Eine gleiche Strafe (5 11) trifft denjenigen, 
welcher die in dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Schutz 
vorrichtungen vorſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit während 
des Betriebes der Maſchine entfernt oder vernichtet. 

§ 13. Vorſtehende Polizei⸗Verordnung tritt mit 
dem 1. Auguſt d. 33. in Kraft. 

Mit demſelben Tage gelangen nachſtehende Ver⸗ 
ordnungen: 

1. die Polizei⸗Verordnung des Regierungspräſidenten 
zu Danzig vom 5. Dezember 1883, betreffend die 
Verkleidung der Maſchinentheile, inſoweit ſich dieſe 
Verordnung auf den Betrieb landwirthſchaftlicher 
Maſchinen bezieht, 

2. die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Marien: 


werder, betreffend die Sicherheits vorrichtangen bei 


den durch Roßwerk bezw. Dampf⸗ und Waſſerkraft 
betriebenen landwirthſchaſtlichen Maſchinen vom 
28. September 1874, 


Danzig, den 16. Juni 1890. 
Der Oberpräſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeinde⸗Vorſtehers Zeller in Tragheimerweide zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Schardau, 
Kreiſes Stuhm, an Stelle des Beſitzers und Amtsvor⸗ 
ſtehers Gertzen in Dorf Schweingrube zur öffentlichen 
Kenntniß. 
Danzig, den 16. Juni 1890. 
Der Oberpräſident. 
5) Der diesjährige Herbſttermin zur Prüfung der⸗ 
jenigen jungen Leute, welche die Berechtigung zum ein⸗ 
jährig⸗freiwilligen Militärdienſte erwerben wollen, ihre 
wiſſentliche Befähigung jedoch durch die vorſchriftsmäßigen 
Schulzeugniſſe nicht nachweiſen können, wird in den 
noch näher zu beſtimmenden Tagen um die Mitte des 
Monats September d. Is. abgehalten werden. Die 
Geſuche um Zulaſſung zu dieſem Termine müflen ſpä⸗ 


E 
— 


.die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Flatow, teſteus bis zum 1. Auguſt d. J. bei der unter⸗ 
betreffend die Sicherheitsvorrichtungen bei den durch zeichneten Kommiſſion angebracht werden. 


Dem Ans 


Roßwerk bezw. Dampf: und Waſſerkraft betriebenen trage find folgende Zeugniſſe und Atteſte beizufügen: 


landwirthſchaftlichen Maſchinen vom 27. Mai 1885, 


1. ein Geburtszeugniß, 


1 


2. eine Erklärung des Vaters oder Vormundes über] 9) 
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Dem Kandidaten des höheren Schulamtes Louis 


die Bereitwilligkeit, den Freiwilligen während einer Biſchoff in Hammerſtein iſt die Erlaubniß ertheilt, 
einjährigen activen Dienſtzeit zu bekleiden, aus⸗ in Hammerſtein eine Privatſchule für Kinder, welche 
zurüſten und die Koſten für Wohnung und Unter⸗ das neunte Lebensjahr überſchritten haben, einzurichten, 


halt zu übernehmen. 

Die Fähigkeit hierzu iſt obrigkeitlich zu beſcheinigen. 
. ein Unbeſcholtenheitszeugniß, welches für Zöglinge 

höherer Schulen (Gymnaſien, Realgymnaſien, 

Ober⸗Realſchulen, Progymnaſien, Realſchulen, Real⸗ 


dieſelbe zu leiten und in derſelben zu unterrichten. 
Marienwerder, den 14. Juni 1890. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


progymnaſien, höherer Bürgerſchulen und der 10) Der für den Händler Friedrich Foth zu Stuhm 
übrigen mililärberechtigten Lehranſtalten) durch für das Kalenderjahr 1890 zum Handel mit Lumpen 


den Director der Lehranſtalt, für alle übrigen 

jungen Leute durch die Polizei⸗Obrigkeit ihres 

Wohnorts oder ihre vorgeſetzte Dienſtbehörde aus⸗ 

zuſtellen iſt. Sämmtliche Papiere ſind im Ori⸗ 

ginal einzureichen, 
4. ein ſelbſtgeſchriebener Lebens lauf. 

In dem Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung 
iſt anzugeben, in welchen zwei fremden Sprachen (la⸗ 
teiniſch, griechiſch, franzöſiſch oder engliſch) der ſich Mel⸗ 
dende geprüft ſein will. 

Im Uebrigen wird auf die § 88 ff der dem Amts⸗ 
blatt Nr. 9 für 1889 beigefügten Wehrordnung ſowie 
auf die derſelben angehängte Prüfungsordnung hingewieſen. 

Marienwerder, den 14. Juni 1890. 

Der Vorſitzende der Prüfungs⸗Kommiſſion ſür 
Einjährig⸗Freiwillige. 
Kreckeler, 

Regierungs⸗Nath. 
6) Der Herr Minifter für geiſtliche, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten hat durch Erlaß vom 
10. v. Mis. Nr. M. 4001 dem Königlichen Kreis: 
phyſikus Dr. Heynacher zu Roſenberg die commiſſariſche 
Verwaltung der Kreiswundarziſtelle des Kreiſes Stuhm 
auf ein Jahr übertragen. 

Marienwerder, den 12. Juni 1890. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

7) Der Chef der Londoner Criminal⸗Polizei (Assistant 
Commissioner of Police, Criminal Investigation Do- 
partement), mit welchem Seitens Deutſcher Behörden 
beſonders in Auslieferungsſachen häufig auf telegraphiſchem 
Wege verkehrt wird, hat mitgetheilt, daß er bei der 
Londoner Telegraphenbehörde für fi die Telegramm⸗ 
dreſſe „Scolland Yard, London“ habe eintragen laſſen. 
und daß von nun an alle für ihn beſtimmten tele⸗ 
graphiſchen Mittheilungen unter dieſer Adreſſe nach London 
gerichtet werden könnten. 

Die Polizeibehörden, Amtsvorſteher und Gendarmen 
werden hiervon in Kenntniß geſetzt. 

Marienwerder, den 14. Juni 1890. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

8) Der Kreisſchulinſpecter Scheuermann in Schwetz 
iſt vom 7. Juli bis 10. Auguſt er. beurlaubt und wird 
während dieſer Zeit vom Kreisſchulinſpector Treichel 
in Schwetz vertreten. 

Marienwerder, den 13. Juni 1890. 

Königliche Negierung, 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


+ 


und Knochen im Umherziehen ohne Fuhrwerk und ohne 
Begleiter ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 673 
iſt verloren gegangen und wird hiermit für ungültig, 
erklärt. 
Marienwerder, den 11. Juni 1890. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 


11) Bekanntmachung, 
die Beſchädigung der Telegraphenanlagen betreffend. 


Die längs den Chauſſeen und anderen Straßen 
angelegten Reichs⸗Telegraphenlinien find häufig vorſätz⸗ 
lichen oder fahrläſſigen Beſchädigungen, namentlich durch 
Zertrümmerung der Iſolatoren mittels Steinwürfe ꝛc., 
ausgeſetzt. Da hierdurch die Benutzung der Telegraphen⸗ 
anſtalten verhindert oder geſtört wird, ſo wird hiermit 
auf die durch das Strafgeſetzbuch für das deutſche Reich 
vom 15. Mai 1871 feſtgeſetzten Strafen wegen dergleichen 
Beſchädigungen aufmerkſam gemacht. 

Gleichzeitig wird bemerkt, daß demjenigen, welcher 
die Thäter vorſätzlicher oder fahrläſſiger Beſchädigungen 
der Telegraphenanlagen der Art ermittelt und zur An⸗ 
zeige bringt, daß dieſelben zum Erſatze und zur Strafe 
herangezogen werden können, Belohnungen bis zur Höhe 
von 15 Mark in jedem einzelnen Falle aus den Mitteln 
der Reichs⸗Telegraphen verwaltung werden gezahlt werden. 
Die Belohnungen werden auch dann bewilligt werden, 
wenn die Schuldigen wegen jugendlichen Alters oder 
wegen ſonſtiger perſönlicher Gründe geſetzlich nicht haben 
beſtraft oder zum Erſatze herangezogen werden können; 
desgleichen wenn die Veſchädigung noch nicht wirklich 
ausgeführt, ſondern durch rechtzeitiges Einſchreiten der 
zu belohnenden Perſon verhindert worden iſt, der in 
Betreff der Telegraphenanlagen verübte Unfug aber ſoweit 
feſtſteht, daß die Beſtrafung des Schuldigen erfolgen kann. 


Die Beſtimmungen in dem Strafgeſetzbuche für das 

Deutſche Reich vom 15. Mai 1871 lauten: 

§ 317. Wer gegen eine zu öffentlichen Zwecken dienende 
Telegraphenanſtalt vorſätzlich Handlungen begeht, 
welche die Benutzung dieſer Anſtalt verhindern 
oder ſtören, wird mit Gefängniß von einem Monat 
bis zu 3 Jahren beſtraft. 

§ 318. Wer gegen eine zu öffentlichen Zwecken dienende 
Telegraphenanſtalt fahrläſſiger Weile Handlungen 
begeht, welche die Benutzung dieſer Anſtalt ver⸗ 
hindern oder ſtören, wird mit Gefängniß bis zu 
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16) Bekanntmachung. 

Erfahrungsmäßig gehen bei Beginn der Schul⸗ 
und Gerichtsferien die Anträge auf Ausfertigung zu⸗ 
ſammenſtellbarer Fahrſcheinhefte in geſteigerter Anzahl 
ein. Die betreffenden Beſtellungen müſſen zunächſt von 
der Station, bei welcher ſie eingereicht worden ſind, 
einer der Ausgabeſtellen übermittelt werden, welche das 
Fahrſcheinheft zuſammenſtellt und demnächſt der Beſtell⸗ 
Station zur Aushändigung an den Beſteller zurückſendet. 
Da mithin zur Erledigung der Anträge ein längerer 
Zeitraum erforderlich iſt, ſo erſuchen wir, die Ber 
ſtellungen zeitig und jedenfalls einige Tage vor dem 
Antritte der Reiſe zu bewirken. 

Bromberg, den 11. Juni 1890. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu neun⸗ 
hundert Mark beſtraft. 
Bromberg, den 3. Mai 1890. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
Wehlack. 


12) Bekanntmachung. 

Bei der Poſtagentur in Hohenhauſen Wpr. ſowie 
bei den Poſthülfſtellen in Groß⸗ und Klein Mangel⸗ 
mühle bei Tuchel wird am 20. Juni der Telegraphen⸗ 
betrieb eröffnet. 

Gleichzeitig wird in Groß⸗ und Klein Mangel⸗ 
mühle der lelegraphiſche Unfallmeldedienſt eingerichtet 
Die neuen Telegraphenanſtalten werden die zur Ein⸗ 
lieferung gelangenden, auf Unfälle ſich beziehenden 
Telegramme jederzeit insbeſondere auch des Nachts, 
unter Mitwirkung der als Ueberweiſungsſtelle dienenden 
Telegraphenanſtalt in Tuchel unverzüglich befördern. 

Bromberg, den 14. Juni 1890. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdlrektor. 


17) Bekanntmachung. 


f Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
vom 10. Mai 1890 iſt genehmigt worden, daß die 


Wehlack. nachſtehend bezeichneten uns zum Gemeindebezirk Alt⸗ 
vorwerk gehörigen Grundſtücke und zwar: 
12 Bekanntmachung. 1. das dem Beſitzer Guſtav Krupp zu Gr. Kabilunken 


Bei der Poſtagentur in Koſſabude wird am 
23. Juni der Telegraphenbetrieb eingerichtet. 
Bromberg, den 19. Juni 1890. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirector. 


gehörige Grundſtück Altvorwerk Grundbuchblatt 10, 
beſtehend aus den Parzellen: 
Nr. 14 in Größe von. . . 45 ar 50 qm 


7 19 n 7] e 75 
Ar ee 
14) Bekanntmachung. aD: 2 31 „ 20 „ 


” REN 
Im Gper⸗Poſtdirektionsbezirk Danzig werden mit der zuſammen 1 ha 18 ar 50 qm 
Ortspoſtanſtalt vereinigte Telegraphenanſtalten eröffnet 2. das der Gemeinde Gr. Kabilunken gehörige Grund⸗ 
am 18. Juni in Palſchau, Kreis Marienburg Wpr. ſtück Altvorwerk Grundbuchblatt 16, Parzellen⸗ 
und in Stendſiz, Kreis Carthaus Wpr., nummer 27 in Größe von 62 ar 
am 23. Juni in Schwirſen Wpr., Kreis Thorn und aus dem Gemeindebezirk Altvorwerk ausſcheiden und 
in Schellmühl, Kreis Danziger Höhe, in den Kommunalverband Gr. Kabilunken übergehen. 
am 28. Juni in Max, Kreis Carthaus Wpr., Graudenz, den 16. Juni 1890. 
am 1. Juli in Neukrug⸗Kornen, Kreis Berent, in Der Kreisausſchuß. 
Weichſelmünde, Kleis Danziger Niederung und in 
Heubude, Kreis Danziger Niederung. 
Danzig, den 16. Juni 1890. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 


18) Bekanntmachung. 


Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung näher 
In Vertretung: bezeichneten Thiere und Gegenſtände, welche auf den daſelbſt 
Bah 8 erwähnten Ausſtellungen ausgeſtellt werden und unver: 
* kauft bleiben, wird eine Frachtbegünſtigung in der Art 
15) Bekanntmachung gewährt, daß nur für die Hinbeförderung die volle 
Am 1. Juli tritt in Colonie Brinsk eine Poſt⸗[tarifmäßige Fracht berechnet wird, die Rückbeförderung 
agentur in Wirkſamkeit, welche ihre Verbindung mitſan die Verſandſtation und den Ausſteller aber frachtfrei 
dem Poſtamte in Lautenburg Weſtpr. und mit der ſerfolgt, wenn durch Vorlage des urſprünglichen Fracht⸗ 
Poſtagentur in Neuzielun erhalten wird. briefes bezw. des Duplikat⸗Transportſcheines für den 
Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung der dazu er⸗ 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: mächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß die Gegen⸗ 
Adlig Brinsk Ng., Grüneiche Fo. Vw., Glinken D. ſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft geblieben ſind 
Schneidemühle III, Schneidemühle I und II, und wenn die Rückbeförderung innerhalb der unten an⸗ 
Oſtrowy⸗Brinegk Gm., Wengornia D., Brynsk⸗ gegebenen Zeit ftatifindet. 
Czarny D., Buczkowo Fo., Noſſeck M.⸗G., In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 


Kienheide Fo. kat-Transport⸗Scheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
Danzig, den 19. Juni 1890. drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben aufgege⸗ 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirector. benen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 


Wagener. beſtehen. 
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Die Sracitbegünftigung Ein ne der | Die Rück 

Art der Austellung. Ort. Zeit. wird "gewährt Beſcheini⸗ i pe 
auf den gung ſind Run Ei 

für Strecken der ermächtigt: 

\ = 
1. Geflügel⸗Ausſtellung | Wiesbaden 27. bis 30.| Geflügel und Preußiſchen Ausſtel⸗ 4 Wochen En 
Juni d. 38.| Geräthe zur Staatsbahnen lungs⸗Kom⸗ = 
Geflügelzucht miffion a 
2. Ausſtellung von Gegen-] Schleswig | 5. bis 7. | Gegenſtände Dieessgl. Desgl. 14 Tage 3 
ftänden aus dem Ge: der neben⸗ — 
biete des Feuerlöſch⸗ bezeichneten Art = 
und Rettungsweſens S 
Gleichzeitig bringen wir unter Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung vom 2. Juni d. J. zur Kenntniß, 


daß die Provinzial⸗Geflügel⸗Ausſtellung in 
Bromberg, den 15. Juni 1890. 


Bekanntmachung. 
Die Ferien des Oberlandesgerichts, ſowie der Land⸗ 
und Amtsgerichte des diesſeitigen Bezirks beginnen nach 
920 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 
mit dem 15. Juli und endigen am 15. September d. J. 
Dies wird mit dem Bemerken zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, daß während der Ferien der Betrieb 
aller nicht ſchleunigen Sachen ruht, weshalb die Par⸗ 
teien und Rechtsanwälte ſich während dieſer Zeit in 
dergleichen Sachen aller Anträge und Geſuche zu 
enthalten haben. 
Schleunige Geſuche müſſen als ſolche begründet 
und als „Ferienſache“ bezeichnet werden. Gehen andere 
Geſuche ein, fo iſt deren Erledigung während der Ferien 
nicht zu erwarten. X | 
Marienwerder, den 14. Juni 1890. 
Königliches Oberlandesgericht. 
Dritter Nachtrag 
zum revidirten Statut für die Sparkaſſe 
des Kreiſes Roſenberg W/ Pr. 


Leobſchütz auf 


19) 


1} 


20) 


In Folge der vom Kreistage am 29. November 
v. Js. beſchloſſenen Aenderung der Kündigungsfriſt von 
Spareinlagen erhält der § 8 des Statuts für die Spar⸗ 
kaſſe des Kreiſes Roſenberg Weſtpr. folgende Faſſung: 


9 8. 

Die Rückzahlung der Einlagen auf ein Sparkaſſen⸗ 
erfolgt bei Beträgen: 

„bis zu 50 Mark einſchließlich ſogleich, 
der Maßgabe, daß bis zu weiteren 
Abhebungen nur in Zwiſchenräumen von 8 
erfolgen dürfen, 

von über 50 Mark bis 150 Mark einſchließlich 
nach 14tägiger Kündigung, 

von über 150 Mark bis 300 Mark einſchließlich 
nach 6 wöchentlicher Kündigung, 

„von über 300 Mark bis 1500 Mark einſchließlich 
nach Z monatlicher Kündigung, 

. von über 1500 Mark nach 6 monatlicher Kün⸗ 
digung. 


D 


0 


die Zeit vom 12. bis 14. Juli d. J. verlegt worden iſt. 
Königliche Eiſenbahn⸗ Direktion. 


Die Kündigung wird in dem zu dieſem Behuf 
vorgelegten Sparkaſſenbuche vermerkt. 

Sofern die Baarbeſtände es geſtatten, iſt die 

Sparkaſſen⸗Verwaltung berechtigt, auch vor Ablauf der 
Kündigungsfriſt Zahlung zu leiſten. 
Nimmt der Sparkaſſen⸗Gläubiger die Zahlung 
nicht an, ſo hört von dem Zeitpunkte des Angebots der 
Zahlung die Verzinſung des aufgekündigten Betrages 
auf. Die Kündigungsfriſten können durch Beſchluß 
des Kreistages abgeändert werden. 

Die etwaige Abänderung derſelben iſt auf die im 
8 6 bezeichnete Weiſe bekannt zu machen. Die Rück⸗ 
zahlung erfolgt in baarem Gelde. 


Der Kaffe bleibt es vorbehalten, die bei ihr be⸗ 


1 


ſtehenden Einlagen, ſoweit deren Eigenthümer und deren 
Aufenthaltsort bekannt iſt, durch eingeſchriebene Zufchrift, 
ſonſt aber durch zweimaligen, in einem Abſtande von 


14 Tagen zu bewirkenden Aufruf durch das „Amtsblatt“ 
und Roſenberger „Kreisblatt“ auf Koſten der Kaſſe zu 
kündigen, und zwar die Kapitalien bis 300 Mark ein⸗ 
ſchließlich mit 6 wöchentlicher, die Kapitalien über 300 
Mark mit Zmonatlicher Friſt. Die Friſt wird berechnet 
vom Tage der Ausgabe des Blattes, in welchem die 
Aufkündigung zum zweiten Male abgedruckt iſt. Werden 
beide Blätter nicht gleichzeitig ausgegeben, ſo iſt der 
Tag der Ausgabe des ſpäter erſcheinenden maßgebend. 


Meldet ſich Niemand in der anberaumten Zeit, 


jedoch mit ſo hört mit Ablauf derſelben jede Verzinſung für Rech⸗ 
50 Mark nung des Eigenthümers auf, und die Sparkaſſen⸗Ver⸗ 
Tagen waltung iſt berechtigt, das Guthaben des betreffenden 


zu hinterlegen. 


Eigenthümers (gerichtlich) 
reistagsbeſchluſſes 


Ausgefertigt auf Grund des K 
vom 29. November v. Js. 


Roſenberg, den 27. Februar 1890. 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Roſenberg W/ Pr. 
J. V.: gez. Schmidt. J. Nr. 18. R. 


Der vorſtehende Nachtrag zu dem revidirten Sta⸗ 
tute für die Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg vom 


13. April / 23. Juli 1878 wird hierdurch auf Grund 
des § 52 Abſatz 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungs⸗ und Verwaltungs⸗Gerichts⸗Behörden 


vom 1. Auguſt 1883 mit der Maßgabe von mir be⸗ 


ſtätigt, daß im letzten Abſatz desſelben das Wort „ge⸗ 
richtlich“ fortzufallen hat. 

Danzig, den 2. Mai 1890. 

Der Oberpräſident. 
Wirkliche Geheime Rath. 
v. Leipziger. 

Nr. 3986. O. P. 

Vorſtehenden dritten Nachtrag zu dem revidirten 
Statut für die Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg in Weſt⸗ 
preußen bringen wir mit dem Bemerken zur öffentlichen 
Kenntniß, daß derſelbe mit dem 1. Auguſt d. Js. in 
Kraft tritt und von da ab gemäß § 20 des Statuts 
die in dieſem Nachtrage getroffenen Aenderungen auch 
für alle ſeitherigen Sparkaſſen⸗Intereſſenten verbindlich 
werden, welche nicht vorher ihre Einlagen gekündigt 
oder zurückgezogen haben. 

Roſenberg, den 6. Juni 1890. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Roſenberg W/ Pr. 
von Auerswald. 
21) Bekanntmachung. 
Zum dritten Mitgliede der Direktion an Stelle 
des verſtorbenen Stadtraths Matzko iſt in heutiger 
Sitzung der Kaufmann Otto Apfelbaum hierſelbſt 
gewählt; ſelbiger hat die Wahl angenommen. 

Danzig, den 17. Juni 1890. 

Danziger Hypotheken⸗Verein. 
Der Aufſichtsrath. 
J. J. Berger. 


22) Perſonal⸗Chronik. 

Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 
Allergnädigſt geruht, dem Bauinſpektor Wolff hierſelbſt 
den Charakter als Baurath zu verleihen. 


Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 24 


Allergnädigſt geruht, dem Kreisbauinſpektor Büttner 
hierſelbſt den Charakter als Baurath zu verleihen. 


Durch Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 31. Mai 
d. Js. iſt für die Provinz Weſtpreußen die 12. Gendar⸗ 
merie⸗Brigade gebildet, und Oberſt von Woedtke zum 
Brigadier für dieſelbe mit dem Stationsort Danzig 
ernannt worden. 


00 — 


Der Kreisſchulinſpector Bajohr in Strasburg iſt 
erkrankt. Die Vertretung deſſelben iſt dem Kreisſchul⸗ 
inſpektor Dr. Quehl in Strasburg übertragen worden. 


Der Guisrendant Theodor Ueſſinger zu Lange⸗ 
nau iſt zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers des Amts⸗ 
bezirks Langenau Kreiſes Roſenberg ernannt. 


Der Beſitzer Vogel zu Dorf Gogolin iſt zum 
Amtsvorſteher des Amtsbezirks Schöneich Kreis Culm 
ernannt. 

Die Wiederwahl des Maurermeiſters Heinrich 
Wilke zum unbeſoldeten Rathmann der Stadt Rehden 
iſt beſtätigt. j 

Der Bürgermeiſter Mittelſtädt in Pr. Friedland 
iſt zum Amtsanwalt bei dem Amtsgericht zu Pr. Fried⸗ 
land ernannt worden. 

Es ſind im Kreiſe Graudenz ernannt: 

zu Amtsvorſtehern: der Gutspächter Schulemann 
zu Kowallek für den Amtsbezirk Schloß Leiſtenau, 
der Gutsbeſitzer Kiſt zu Gawlowitz für den Amts⸗ 
bezirk Hansguth; 

zu Amtsvorſteher⸗Stellvertretern: der Gutsbeſitzer 
von Albedyll zu Hansguth, für den Amtsbezirk 
Hansguth, der Gutsbeſitzer Woggon zu Maruſch 
für den Amtsbezirk Okonin und der Gutsbſitzer 
Schauen zu Vorwerk Schwetz für den Amts⸗ 
bezirk Schwetz. 


Erledigte Schulſtelle. 
Die 1. Schulſtelle zu Odry, Kreitz Konitz wird 
zum 1. Juli cr. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Jonas zu Konitz zu melden. 


A. 


b. 


128) 


Anzeige verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 
Die vierte Lehrerſtelle an der hieſigen katholiſchen 
Schule ſoll neu beſetzt werden. 

Lehrer katholiſcher Confeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe ſchleunigſt bei uns zu melden. 

Tütz, den 11. Juni 1890. 

Der Magiſtrat. 
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